
Landesregierung den richtigen Weg
eingeschlagen hat. Das gibt uns enor-
men Rückenwind bei unserem Vorha-
ben, Baden-Württemberg ökologisch
und sozial zu erneuern. Ein zentraler
Baustein dabei ist die Energiewende –
weg von der Atomkraft und den fossi-
len Energieträgern, hin zu den Erneu-
erbaren aus Wind, Wasser und Sonne.
So sehr wir uns über die Umfrageer-
gebnisse freuen können – es gilt, die
Menschen im Lande jeden Tag aufs
Neue von unserer Politik und unse-
rem Vorhaben, Baden-Württemberg
auf Grüne Energie umzustellen, zu
überzeugen.

GRUNE BLATTER¨ ¨
Mitgliederzeitschrift Bündnis 90/Die Grünen Baden-Württemberg · 02.2012

Unsere Politik findet breiten
Zuspruch bei den Bürgerinnen und
Bürgern im Land. Die Dialogbereit-
schaft und Ehrlichkeit unseres Mini-
sterpräsidenten Winfried Kretsch-
mann kommt bei den Menschen in
Baden-Württemberg gut an. Eine am
10. Mai veröffentlichte Umfrage des
SWR und der Stuttgarter Zeitung
bescheinigt uns Grünen bei der
Sonntagsfrage Werte von 28 Prozent.
Drei Viertel der Wählerinnen und
Wähler finden, dass die Grün-Rote

Neue Energie für Baden-Württemberg: Mit Umwelt-

minister Franz Untersteller hat die Energiewende im

grün-roten Kabinett ein kompetentes Gesicht bekom-

men. Seite 3

Frischer Wind: Durch die Änderung des Landespla-

nungsgesetzes wird die Blockade der Windkraft endlich

beendet, erklärt Daniel Renkonen, AK-Vorsitzender

Umwelt und Energie der Grünen Landtagsfraktion, im

Interview. Seite 4

Kommunal und erneuerbar: Die Gemeinde Freiamt im

Südschwarzwald zeigt schon seit Jahren, wie die Ener-

giewende ganz einfach im Kleinen realisiert werden

kann, berichtet Bürgermeisterin Hannelore Reinbold-

Mench. Seite 5

BürgerInnen einbinden: Der NaBu-Landesvorsitzende

André Baumann erklärt im Interview, wie man BürgerIn-

nenbeteiligung und Energiewende unter einen Hut

bekommt. Seite 4/5

Anti-Atom in Japan: Sylvia Kotting-Uhl, atompolitische

Sprecherin der Grünen Bundestagsfraktion, berichtet

von den Folgen der Katastrophe von Fukushima in Japans

Gesellschaft. Erster zivilgesellschaftlicher Widerstand

manifestiert sich. Seite 6

Energie wenden: Schwarz-Gelb verschläft die Energie-

wende. Nach dem Ausstieg aus der Atomkraft gelingt

Merkel und Co. einfach nicht der Einstieg in die Erneu-

erbaren, meint Hans-Josef Fell, energiepolitischer Spre-

cher der Grünen Bundestagsfraktion. Seite 7

Dezentral und ökologisch: Die EWS Schönau sind

bundesweite Vorreiter in Sachen Erneuerbare Energien.

Geschäftsführerin Ursula Sladek skizziert im Interview

den erfolgreichen Weg und erklärt die Ziele bei der

Kooperation mit den Stadtwerken Stuttgart. Seite 8Fortsetzung Seite 2

Grüne Energie 2.0
von Thekla Walker und Chris Kühn,
Landesvorsitzende
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Jetzt Umsteuern!
Der aktuelle, im Mai erschienene Bericht
der KlimaforscherInnen des „Club of
Rome“ macht erneut deutlich, welche
dramatischen Folgen ein ungebremster
Klimawandel auf unsere Erde haben wird.
Machen wir weiter wie bisher, wird der
Anstieg der Treibhausgasemissionen
2030 seinen Höhepunkt erreicht haben.
Das ist zu spät, um das weltweit verein-
barte Ziel eines begrenzten Temperatur-
anstiegs um zwei Grad halten zu können.
Deshalb gilt es jetzt umzusteuern. Wir
müssen die Erneuerbaren Energien mas-
siv ausbauen und durch Effizienzsteige-
rungen und Energieeinsparung eine
nachhaltige Modernisierung unserer
Energieversorgung und unserer Lebens-
weise erreichen.

Fukushima mahnt
Gemeinsam haben wir mit der Anti-
Atom-Bewegung den Jahrestag der Reak-
torkatastrophe in Fukushima begangen
und den Einstieg in die Erneuerbaren
Energien gefordert. Doch die Bundesre-
gierung verschläft und blockiert die
Energiewende. Den Bundesländern ist es
zwar gelungen, im Bundesrat die massiven

Fortsetzung von Seite 1

Kürzungen bei der Förderung der Photo-
voltaik vorerst zu stoppen, dennoch ist
der bereits angerichtete Schaden bei der
Solarbranche gewaltig. Trotz der politi-
schen Lippenbekenntnisse von Schwarz-
Gelb fehlt es an einem Plan für den
schnellen Ausbau der Stromnetze in
Deutschland. Merkel lädt zwar zum so
genannten Energiegipfel nach Berlin ein,
der jedoch ohne konkrete Ergebnisse und
Beschlüsse endet. Fazit: Schwarz-Gelb
versagt bei der Energiewende auf ganzer
Linie. Deshalb wird es auf uns Grüne
ankommen, die Energiewende nach der
Bundestagswahl 2013 bundesweit voran-
zutreiben.

Neue Energie für 
Baden-Württemberg
Wir wollen Baden-Württemberg zum Vor-
reiter in Sachen Klimaschutz und Erneu-
erbare Energien machen. Das wird uns
nur gemeinsam mit den Kommunen,
Unternehmen und den Menschen im
Land gelingen. In den letzten Jahren wur-
den durchschnittlich gerade einmal zehn
Windräder pro Jahr im Lande errichtet.
Der Anteil der Windenergie am Stromer-
zeugungsmix lag unter der alten schwarz-

gelben Regierung bei marginalen 0,8
Prozent. Dass das auch anders geht, zeigt
die Entwicklung bei unseren Nachbarn
in Rheinland-Pfalz. Obwohl das Bundes-
land wesentlich kleiner ist, wurden dort
hundert Windkraftanlagen und mehr pro
Jahr errichtet. Der Ausbau ist ein wesent-
licher Baustein für das Gelingen der
Energiewende in Baden-Württemberg.
Wir wollen dafür sorgen, dass überall
dort, wo Wind weht, auch Wind geerntet
werden kann. Mit Hilfe von Landespla-
nungsgesetz und Windenergieerlass
haben wir dafür die gesetzlichen Grund-
lagen geschaffen und dabei Arten- und
Naturschutz berücksichtigt. 
Mit den von uns geschaffenen Vorausset-
zungen können die Bürgerinnen und
Bürger nun als direkte Akteure tatkräftig
am Ausbau der Windenergie teilhaben.
Überall im Land haben sich Energiege-
nossenschaften gegründet. Die Men-
schen im Land wollen selbst mit ihrem
Einsatz zu einer erfolgreichen Energie-
wende beitragen.

Energiewende 
vor Ort umsetzen
Wie man die Energiewende vor Ort
erfolgreich gestaltet, zeigen konkrete Bei-
spiele wie die energieautarke Gemeinde
Freiamt oder auch die Elektrizitätswerke
Schönau, die heute bundesweit Vorreiter
in Sachen Erneuerbare Energien sind
und den neu gegründeten Stadtwerken
Stuttgart bei der ökologischen Ausrich-
tung als Kooperationspartner zur Seite
stehen.
Gerade die Stadtwerke sind für uns Grü-
ne ein wichtiger Partner bei der Ener-
giewende. „Grüne Energie 2.0“ bedeutet
die Gestaltung einer erfolgreichen Ener-
giewende in Baden-Württemberg ge-
meinsam mit den Bürgerinnen und Bür-
gern und den Städten und Kommunen
vor Ort. �
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Umwelt, Klima, Energie – Zahlen, Fakten,
Argumente. Franz Untersteller ist voll in
seinem Element, wenn er über diese The-
men spricht. Problemlos entwirrt er kom-
plexe Zusammenhänge und bringt die Din-
ge auf den Punkt. Untersteller spricht
überaus engagiert, manchmal auch
bestimmend, aber immer sachlich. Baden-
Württembergs Umweltminister Unterstel-
ler ist vieles, aber sicher nicht bequem.
Seinem Wissen hat er es zu verdanken, dass
sein Start in das Leben als Umweltminister
rundum geglückt ist. Wo auch immer er
spricht, er wird als glänzend informierter
Experte in Sachen Umwelt, Klima und
Energie respektiert und anerkannt.

Dass es andere Meinungen gibt, wie dieses
oder jenes politisch zu bewerten und zu
entscheiden ist, versteht sich von selbst.
Das ist für Franz Untersteller aber kein
Problem, sondern eine Herausforderung.
Denn Diskussionen auf Augenhöhe mit
guten Argumenten geht er keinesfalls aus
dem Weg. 
Nimmt man nur die groben Stationen sei-
nes Berufslebens, ist die Karriere des
Umweltministers geradlinig: Studierter
Landschaftsplaner, Mitarbeiter des Öko-
Instituts in Freiburg, parlamentarischer
Berater der Landtags-Grünen in Sachen
Umwelt und Energie, Landtagsabgeordne-
ter seit 2006 und jetzt: Minister für
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft. So
gesehen ist Franz Untersteller genau da,
wo er hingehört. Als Minister hat er sich
schnell an lange Arbeitstage gewöhnt,
ebenso wie an den Umstand, dass es dabei
nicht um die bloße Erfüllung von Wün-
schen geht, sondern um Gestaltung und
Umsetzung guter Politik. 
Die Diskussionen um den Bau des Pump-
speicherwerks Atdorf im Hotzenwald ist
ein Beispiel dafür. Auch Franz Untersteller
würde den Schwarzwald gerne so lassen,
wie er ist. Aber wenn die Energiewende
gelingen soll, braucht Baden-Württem-
berg Speicherkapazitäten. Dafür brauchen
wir Windkraftanlagen und eben auch den
Schwarzwald. Wie das vonstattengehen
soll, möchte Untersteller diskutieren: aus-
führlich, bürgernah und kompromiss-
bereit. Das setzte Untersteller bereits kon-
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Neue Energie für Baden-
Württemberg – ein Porträt
von Christina Schindler, Mitglied der Grüne Blätter-Redaktion

sequent bei Schadensfällen der oberflä-
chennahen Geothermie um. In Leonberg
beispielsweise hinterfragte er nicht die
Bohrungen an sich. Vielmehr kümmerte
der Umweltminister sich darum, dass bei
zukünftigen Vorhaben dieser Art Betroffe-
ne durch Versicherungen abgesichert sind
und es Leitlinien zur Qualitätssicherung
bei Bohrungen gibt. 

Die neue Welt der
Energieversorgung
Seit Anfang des Jahres liegen die energie-
politischen Ziele der Landesregierung auf
dem Tisch. 2020 soll Baden-Württemberg
rund 38 Prozent seines Stroms aus rege-
nerativen Quellen gewinnen. Und bis
2050 sollen die Treibhausgasemissionen
um 90 Prozent im Vergleich zu 1990 redu-
ziert sein. Das sind ambitionierte Ziele,
nur zu erreichen, wenn gleichzeitig die
Energieeffizienz und Ersparnis zunimmt.

Im Umweltministerium sind deshalb För-
derprogramme mit der L-Bank aufgelegt
worden, gemeinsam mit dem Fachverband
Sanitär-Heizung-Klima läuft eine Kampag-
ne zum Austausch ineffizienter Heizungs-
pumpen und es gibt mehr Geld für Ener-
gieberatung und Information. „Auf gutem
Kurs“ heißt die Jahresbilanz des Umwelt-
ministeriums zur Energiepolitik. Der Titel
zeigt, dass der Umwelt- und Energiemini-
ster Franz Untersteller Weichen gestellt
hat – aber am Ziel ist er noch nicht, er hat
noch eine Menge vor. Das größte Projekt
in diesem Jahr ist der Klimaschutz, der
einen gesetzlichen Schutz bekommen soll.
Und mit dem Integrierten Energie- und
Klimaschutzkonzept wird die Landesregie-
rung einen umfangreichen Plan für kon-
krete Maßnahmen vorlegen, damit die Zie-
le der  Energie-, Umwelt- und Klimapolitik
in Baden-Württemberg erreicht werden
können. �
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Grüne Blätter: Mit

der Änderung des

Landesplanungsge-

setzes, welches der

Landtag im Mai ver-

abschiedet hat, soll

es viel einfacher

werden, Windkraft-

anlagen zu bauen.

Was hat sich verändert?

Daniel Renkonen: Es wird künftig keine
verbotenen Gebiete, sogenannte Aus-
schlussgebiete, für Windkraftanlagen in
Baden-Württemberg mehr geben – mal
abgesehen von einigen Tabuzonen wie
Bann- und Schonwälder oder Kernzonen
von Biosphärengebieten.

Wie geht es weiter? Liefern sich Inve-

storen und Bürgergenossenschaften

nun ein Wettrennen um die besten

Windkraftstandorte?  

Es ist ein Aufbruch, kein Wettrennen. Die
zwölf Regionalverbände in Baden-Würt-
temberg müssen jetzt ihre Regionalpläne
überarbeiten und die Gebietszuweisun-
gen ändern. Viele Kommunen sind bereits
dran, ihr neu zugewiesenes, eigenes Pla-
nungsrecht über die Flächennutzungspla-
nung wahrzunehmen und steigen in die
Windplanung ein. Anhand des Windatlas-
ses sehen Kommunen, Stadtwerke, Inve-
storen und Bürgergenossenschaften, wo
sich aufgrund konstanter und starker Win-
de Anlagen rentieren. Aber es ist richtig:
Jede Fläche kann eben nur einmal verge-
ben werden. 

Müssen Hausbesitzer Angst haben, dass

neben dem eigenen Wohnhaus ein

Windrad gebaut wird, weil ein Investor

den Standort gut findet? 

Das Märchen, mit der Änderung des
Landesplanungsgesetzes entstehe Wild-
wuchs, wird von der CDU gern verbreitet.
Zu Wohnhäusern gibt es klare Abstands-
regeln nach dem Immissionsschutzgesetz,
damit es nicht zu Beeinträchtigungen
kommt. Darüber hinaus durchläuft ein
Antrag für den Bau einer Windkraftanlage

„Es wird künftig keine 
verbotenen Gebiete geben“
Interview mit Daniel Renkonen (MdL),
AK-Vorsitzender Umwelt und Energie der Grünen-Landtagsfraktion

ein umfängliches Genehmigungsverfah-
ren. Hier spielt die Lage genauso eine Rol-
le, wie der Natur-, Umwelt- und Vogel-
schutz, aber auch der Schallschutz. 

Gibt es in Baden-Württemberg 

gute Windgebiete?

Ja, es gibt viele Gebiete, die sich eignen,
wie der Schwarzwaldhöhenrücken oder
die Region Ostalb. Auch Baden-Württem-
berg ist ein Windland. Aber zur Relation:
Würden lediglich ein Prozent der Landes-
fläche als Windgebiete ausgewiesen und
bebaut werden, könnte auf diesen Flächen
etwa ein Drittel des in Baden-Württem-
berg verbrauchten Stroms erzeugt werden. 

Viele Menschen würden gern an der

Energiewende teilnehmen. Welche

Tipps kannst Du ihnen geben?

Interessierte sollten sich vor Ort zu einer
Art Verein zusammenschließen und eine
Bürgerenergiegenossenschaft gründen.
Vor der Realisierung eines Windparks wer-
den dann auf passenden Standorten
Windmessungen durchgeführt. Für ein
Windrad muss das notwendige Eigenkapi-
tal von etwa einer Million Euro aufge-
bracht werden. Außerdem sind frühzeitig
Pachtverträge für die betrachteten Flä-
chen abzuschließen.

Das Interview führte Grüne Blätter-
Redaktionsmitglied Heike Wagner.

Windatlas BW: 
http://www.um.baden-
wuerttemberg.de/servlet/is/82723/

Zur Person
Daniel Renkonen, Jahrgang 1970, ist Zei-
tungs-Journalist und seit Mai 2011 Land-
tagsabgeordneter der Grünen für den
Wahlkreis Bietigheim-Bissingen. Er ist
Mitglied im Umwelt- und Energie-
ausschuss sowie im Verkehrsausschuss.
Seine Themen sind Stuttgart 21, Umwelt
und Energie.

� Grüne Blätter: Was er-

wartet der Natur-

schutzbund (NABU)

beim Thema „Bürger-

beteiligung“ von der

Landesregierung?

Dr. André Baumann:
Wir als NABU möch-

ten wissen, wie sich die Landesregierung
eine „Politik des Gehörtwerdens“ konkret
vorstellt. Wie sollen die Bürger in die Ver-
fahrensschritte eingebunden werden?
Hierzu gibt es noch keine fertigen Ant-
worten.

Herr Baumann, von Ihnen stammt der

Satz „Ob? vor Wie? und Wo?“. Was mei-

nen Sie damit?

Diesen Satz habe ich am Beispiel des
„Runden Tisches“ von Atdorf formuliert.
Das „Ob?“ bezieht sich darauf, ob wir
überhaupt Pumpspeicherwerke benöti-
gen. Gibt es dazu Alternativen? Dann stellt
sich die Frage der Ausgestaltung, das
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In der politischen
Diskussion wird häu-
fig die Auffassung
vertreten, kleine Ge-
meinden im  länd-
lichen Raum hätten
nur geringe Entwick-
lungschancen. Das

Beispiel der Gemeinde Freiamt zeigt, dass
gerade die Energiewende ein nicht zu
unterschätzendes Potenzial bietet. Zwar
sind gewisse topografische und geografi-
sche Rahmenbedingungen erforderlich.
Entscheidend ist aber die Bereitschaft der
Bevölkerung, neue Wege zu gehen. 

Schon 1996/97 gab es einen ersten Run
auf die windhöffigen Höhenzüge unserer
Gemeinde. Vertreter der Investoren, die
sich Standorte sichern wollten, kamen
jedoch nicht zum Zuge, da die Bürgerin-
nen und Bürger erkannten, welche Chan-
ce darin liegen kann, die Dinge selbst in
die Hand zu nehmen. Daher gründete sich
in der konservativ geprägten Gemeinde
der Verein zur Förderung der Windenergie,
der sich zunächst den Bau von drei Wind-
energieanlagen zum Ziel setzte. Für die
Planung und Realisierung bediente man
sich dann eines professionellen Anbieters.

Die Energiegemeinde Freiamt 
im Naturpark Südschwarzwald
von Hannelore Reinbold-Mench, Bürgermeisterin der Gemeinde Freiamt

Die Anlagen konnten bereits 2001 in der
Rechtsform der GmbH & Co. KG errichtet
werden. Sämtliche KommanditistInnen
kommen aus der Gemeinde und der
Region. Bei der vierten Anlage im Jahr
2004 sollte neben der Investition in Wind
auch der Bereich Photovoltaik vorange-
bracht werden und man gründete das Pro-
jekt „Freiamt Wind und Sonne GmbH &
Co. KG“. Inzwischen konnte die fünfte
Windkraftanlage errichtet werden, eben-
falls in der bereits erprobten Rechtsform.
Heute produziert die Gemeinde Freiamt
etwa 120 Prozent ihres Strombedarfs in
dem von Tourismus und Landwirtschaft
geprägten Ort. Neben der Windkraft spielt
vor allem die Stromerzeugung aus Sonne
und Biomasse eine große Rolle. 

Auf Grund der Streulage des Ortes kann
die Wärmeversorgung nur dezentral erfol-
gen, hier liegt der Schwerpunkt bei Bio-
masseprodukten (Holz und Biogas). Neben
dem wirtschaftlichen Aspekt hat vor allem
die Tatsache, dass alle Anlagen in Bürger-
hand sind und Arbeitsplätze im örtlichen
Handwerk und in den Dienstleistungsbe-
trieben geschaffen werden konnten, zu
einer hohen Identifikation mit dem Thema
Energie und Klimaschutz geführt. �

„Wie?“. Und dann erst das „Wo?“. Dezen-
tral oder zentral? Diese Fragen sollten sich
alle Beteiligten stellen.

Besteht beim Thema Bürgerbeteiligung

nicht die Gefahr, dass bestimmte Inter-

essensgruppen die Bürgerbeteiligungs-

foren instrumentalisieren?

Diese Gefahr besteht immer. Es kommt
deshalb ganz entscheidend auf eine echte
Bürgerbeteiligung an. Dies bedeutet eine
Beteiligung auf Augenhöhe. Alle müssen
über alle Informationen verfügen. Hier
könnte ein Anwalt der Bürgergesellschaft
professionell unterstützen.

Wie steht es mit der Gefahr, dass das

Gemeinwohl Vieler letztlich durch den

Protest Weniger ausgehebelt wird?

Wir müssen eine Kultur der Mitmachbe-
teiligung schaffen. Dies bedeutet auch
eine Beteiligung am Gewinn eines
Energieprojektes. Der Region Atdorf könn-
te man z.B. einen günstigeren Strompreis

Eine echte Energiewende 
gelingt nur mit den Bürgern
Interview mit Dr. André Baumann, Vorsitzender des NABU Baden-Württemberg

geben. Das würde eine Win-Win-Situation
und Akzeptanz schaffen.

Was wird in der öffentlichen Diskussion 

in Sachen Energiewende vernachlässigt?

Vernachlässigt werden die Themen
Energieeinsparung und Energieeffizienz.
Dabei ist die Energie, die nicht produziert,
nicht geleitet und nicht gespeichert wird,
die beste Energie. Die Energiewende allein
wird nicht reichen. Wir müssen auch alle
über unseren Lebensstil nachdenken.

Können Sie uns ein gelungenes Bei-

spiel für ein Energiewendeprojekt mit

Bürgerbeteiligung nennen?

Bei einem Projekt in Geildorf fungieren
Windräder gleichzeitig als Mini-Pump-

speicherwerke. In den Planungsprozess
wurden Naturschutzverbände und Bürger
sehr früh eingebunden. Alle Aspekte wur-
den berücksichtigt. Die Bevölkerung hat
nun in einer Bürgerabstimmung mehr-
heitlich für das Projekt gestimmt.

Das Interview führte Grüne Blätter-
Redaktionsmitglied Petra Lehner.

Zur Person
André Baumann, 38, promovierte nach
dem Studium der Fächer Naturschutz,
Ökologie und Botanik am Institut für
Botanik der Universität Regensburg. Er
lebt mit seiner Frau und seinen zwei Kin-
dern in Schwetzingen.

�
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11.3.2011 – 
der GAU von
Fukushima.
Sechs Wochen da-
nach war ich auf Ein-
ladung der japani-
schen Grünen dort –

zu Strahlenmessungen, Gesprächen mit
Verantwortlichen und Betroffenen und
Vorträgen. Immer wieder zog es mich seit-
dem nach Japan, viermal insgesamt, um
die aufkommende Anti-Atom-Bewegung
dort zu unterstützen. Deren Hauptfragen:
Wie geht Atomausstieg? Wie geht Ener-
giewende? Und vor allem: Wie geht Wider-
stand?   

Politisch scheint Fukushima in Deutsch-
land viel mehr auf den Kopf gestellt zu
haben als in Japan. Die grausame Bestäti-
gung des unbeherrschbaren atomaren
Risikos hat in Berlin dazu geführt, dass
eine Pro Atom-Regierung eine 180 Grad-
Wende vollziehen musste, und hat in
Stuttgart zu den letzten Prozenten zum
Regierungswechsel beigetragen. In Tokio
wurden Kommissionen eingesetzt. Japan
ist Auseinandersetzungen über unter-
schiedliche Politik-Konzepte nicht ge-
wohnt. Für seine Rechte auf die Straße zu
gehen, laut zu werden, bedeutet für die
Zivilbevölkerung Überwindung, weil es
gegen den weithin verinnerlichten
Anstand verstößt. Erschütterung und
Furcht vor dem weiteren Risiko kämpfen
mit der Tradition, sich an Regeln zu halten. 

Japan ist seit Anfang Mai atomstromfrei.
Alle 54 AKW sind inzwischen aufgrund
von Wartungsarbeiten vom Netz. Das von
der Regierung gewünschte Wiederanfah-
ren stößt auf Widerstand. In Japan
herrscht Konsens, dass für die Inbetrieb-
nahme von AKW die Präfektur zustimmen
muss, wie auch die Standortgemeinde und
die umliegenden Gemeinden. Anders als
die Standortgemeinden profitieren die

umliegenden Gemeinden nicht finanziell
von den AKW, sie wehren sich. Falls die
Kommunen nicht gekauft werden, und der
geltende Konsens nicht gebrochen wird,
kann der Atomausstieg von unten Wirk-
lichkeit werden.

Der Atomstrom muss jedoch ersetzt wer-
den. Derzeit durch importiertes Erdöl und
Gas. Das ist keine Dauerlösung, da es die
Außenhandelsbilanz Japans schädigt, die
Strompreise massiv erhöht werden müs-
sen und der CO2-Ausstoß steigt. Für das
Erdbebengebiet Japan drängt sich eine
Energieversorgung aus Erneuerbaren
geradezu auf. Die Lichteinstrahlung ist
analog der von Tunesien, d.h. die Strom-
ausbeute aus Photovoltaik wäre ungleich
höher als bei uns. Ein Land, das fast aus
mehr Küste als Inland besteht, hat uner-
messliche Potenziale für Windkraft. Dazu
Biomasse aus den Wäldern, die 70 Prozent
des Landes bedecken, und das weltweit
fast höchste Potenzial für Geothermie.
Die japanische Regierung müsste jetzt
handeln, doch sie zögert. Meine Gesprä-
che mit den im Parlament vertretenen Par-
teien machten mir klar, dass die Energie-
politik immer den großen Konzernen
überlassen wurde. Niemand will die Ver-
antwortung für einen elementaren Umbau
der Energieversorgung übernehmen. So
liegt die Verantwortung bei der Zivilbe-
völkerung, die aber gerade erst lernt,
Widerstand zu artikulieren. 

Sie liegt aber auch bei uns! Deutschland
hat sich mit seinen politischen Beschlüs-
sen zu Atomausstieg und Energiewende
verpflichtet, der Welt ein Beispiel zu
geben. Wenn wir scheitern, wird Japan
den Umstieg erst gar nicht versuchen.
Wenn wir zeigen, dass und wie es geht,
gibt es für Japan einen Ausweg. �

Fukushima und die Folgen – 
ein Reisebericht
von Sylvia Kotting-Uhl (MdB), atompolitische Sprecherin der Grünen Bundestagsfraktion
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Schwarz-Gelb setzt Energie-
wende auf die Ersatzbank
von Hans-Josef Fell (MdB), energiepolitischer Sprecher der Grünen Bundestagsfraktion

Im letzten Jahr
haben wir im Deut-
schen Bundestag mit
fast allen Parteien
den Atomausstieg
beschlossen. Ein
Ruck ging durch
Deutschland. Ein

Jahr später hakt die von Kanzlerin Merkel
angekündigte Energiewende jedoch an
allen Ecken und Enden. Schwarz-Gelb
setzt mit der bereits vierten Novelle des
Erneuerbaren Energien-Gesetzes (EEG)
die komplette Solarbranche aufs Spiel,
blockiert auf nationaler und europäischer
Ebene den notwendigen Netzausbau
sowie wichtige Energieeffizienz- und Ein-
sparprogramme, streicht Forschungsgel-
der zusammen und setzt weiter auf die
Subventionierung fossiler und sogar ato-
marer Energien. Mit der Verschleppung
der Energiewende stärkt die Bundesregie-
rung aber jene, die jetzt schon wieder auf
eine Laufzeitverlängerung der AKWs spe-
kulieren.

Die Energiewende ist eine große Aufgabe
für Deutschland, vergleichbar mit der
Wiedervereinigung, doch sie ist machbar.
Wenn wir jetzt die richtigen politischen
Weichen stellen, können wir Deutschland
auch weiterhin als weltweites Vorbild posi-
tionieren. 
Doch dazu müssen wir das Energiewirt-
schaftsgesetz auf die Umstellung der
Stromversorgung  auf 100 Prozent Erneu-
erbare Energien ausrichten. Das EEG
kann und muss dazu begleitend angepasst
werden, wobei die entscheidenden
Grundlagen beibehalten werden müssen:
Der Einspeisevorrang der Erneuerbaren
Energien und eine auskömmliche Ein-
speisevergütung für die Betreiber ent-
sprechender Anlagen. 

Die Energiewende bedeutet auch, dass wir
nicht mehr einige wenige große Kraft-
werksbetreiber haben werden, sondern
mit einer Vielzahl neuer Akteure eine
Energieversorgung 2.0 erhalten werden.
Dabei wird immer deutlicher, dass die
Energiewende eine Gemeinschaftsaufga-
be ist. Ähnlich wie beim Internet werden

die Bürger nicht nur konsumieren, son-
dern auch selbst etwas einbringen. Und
ähnlich wie beim Internet muss eine Infra-
struktur vorhanden sein, die das managt,
um Millionen Akteure miteinander zu ver-
knüpfen. Das heißt auch, die Bürger ein-
zubinden, sie zu beteiligen, denn nur so
können wir dieses Gemeinschaftsprojekt
stemmen.

Notwendig ist darüber hinaus ein intelli-
gentes Erzeugungs- und Lastmanage-
mentsystem. Dazu gehört, dass über-
schüssiger Strom aus Photovoltaikanlagen
von mittags in die abendlichen Ver-
brauchsspitzen eingefügt wird, was mit
Batteriespeichern an Photovoltaikanlagen
möglich ist. Mit einem Speicherbonus
könnten darüber hinaus bestehende
Innovationen genutzt,  weitere Forschung
angestoßen und der Ausbau von Hoch-
spannungsnetzen verringert werden. Bio-
gasanlagen müssen umgerüstet werden, so
dass diese mit Kraft-Wärme-Kopplung in
sonnenarmen Winterzeiten ausgleichend
wirken können. Aus dem Bundesumwelt-
und dem Bundeswirtschaftsministerium
hört man zu diesen Ansätzen nichts. 
Die deutsche Wirtschaft lebt zu einem
großen Teil von der Intelligenz seiner
Ingenieure und von der Fähigkeit, schnell
innovative Lösungen zu entwickeln. Diese
Fähigkeit müssen wir uns jetzt zunutze
machen. Daher sind eine Industriekam-
pagne für die Erneuerbaren Energien und
ein Masterplan für die Energiewende
längst überfällig. Noch immer ignoriert
die Bundesregierung die Potenziale der
grünen Wirtschaft, obwohl alleine in der
Branche der Erneuerbaren Energien
bereits 380.000 Arbeitsplätze geschaffen
wurden. 

Für das Gelingen der Energiewende muss
auch Schwarz-Gelb die Umstellung auf
Erneuerbare Energien endlich als Chance
für Deutschland erkennen und nicht als
Belastung. Denn die wahren Belastungen
für die Gesellschaft sind doch die stei-
genden Ölpreise, die Erderwärmung und
der Atommüll. Doch genau dafür sind
Erneuerbare Energien und Energieein-
sparung die Lösung. �
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Grüne Blätter: Herzlichen Glückwunsch

zum Verdienstorden des Landes Baden-

Württemberg, den Ihnen Winfried

Kretschmann überreichte! Wie fühlt

sich so eine Auszeichnung an?

Ursula Sladek: Wir haben uns sehr über
die Auszeichnung gefreut, die ja allen gilt,
die geholfen haben, verkrustete Struktu-
ren in der Energiewirtschaft aufzubre-
chen. Wir sehen ihn aber in erster Linie als
Auftrag, dezentrale Strukturen und kom-
munale Selbständigkeit in der Energie-
wirtschaft zu stärken.

Hätten Sie damals, als Sie die Bürger-

initiative gemeinsam mit Ihrem Mann

gegründet haben, gedacht, dass Sie

einmal so weit kommen würden? 

Nach Tschernobyl war unser Ansatz, einen
Beitrag zum Ausstieg aus der Atomenergie
zu leisten. Wir haben damals natürlich
nicht daran gedacht, dass wir einmal
Stromnetzbetreiber oder bundesweiter
Ökostromlieferant werden könnten. Die
Stromnetze waren damals überwiegend in
der Hand der Großen und es war schon
wirklich etwas Einmaliges, einem an Atom-
kraft beteiligtem Unternehmen die Kon-
zession für ein Stromnetz zu entreißen.
Das war nur möglich, weil die Schönauer
Bürgerinnen und Bürger den Mut hatten,
einer Bürgerinitiative die Stromversor-
gung der Gemeinde zuzutrauen und dies
durch zwei Bürgerentscheide mit extrem
hoher Beteiligung zum Ausdruck gebracht
haben. Das alles war natürlich nicht vor-
aussehbar.

Die Zusammenarbeit mit den Stuttgar-

ter Stadtwerken steht vor der Tür: wie

wird diese genau aussehen und was wird

sich für Stuttgart damit ändern?

Die Netzkauf EWS eG gründet mit den
Stadtwerken Stuttgart eine Vertriebsge-

sellschaft, die den Stuttgarter Bürgerin-
nen und Bürgern ein sauberes Strompro-
dukt anbietet, das die gleichen Qualitäts-
kriterien hat wie der EWS-Strom. Die
Stadtwerke Stuttgart Vertriebs GmbH
wird ein reiner Ökostromlieferant sein.
Wir gehen davon aus, in der Zusammen-
arbeit mit den Stadtwerken einen viel grö-
ßeren Kreis von Stuttgarter Bürgerinnen
und Bürgern für die Energiewende
ansprechen zu können, als dies sonst mög-
lich wäre. Angesichts der großen Aufgabe,
die Energieversorgung innerhalb weniger
Jahrzehnte vollständig auf Erneuerbare
Energien umzustellen, ist es wichtig, die
Bürgerinnen und Bürger mitzunehmen.

Es gibt auch schon in Berlin die „Bür-

ger Energie Berlin“ oder in Titisee-

Neustadt „Vita Bürger Energie eG“, die

nach Ihrem Vorbild handeln. Ist die

Energiewende in vollem Gang? Wie

könnte es in 20 Jahren aussehen?

BürgerInnenbeteiligung ist unserer Mei-
nung nach unabdingbar für die Energie-
wende, weil in der Bürgerschaft viel Wissen,
Know How und finanzielle Ressourcen vor-
handen sind, die in vernünftige, ökologisch
ethische Projekte investiert werden kön-
nen. Leider wird die BürgerInnenbeteili-
gung jedoch vielfach durch gesetzliche
Rahmenbedingungen erschwert oder ver-
hindert, weil der Gesetzgeber zentrale statt
dezentrale Strukturen fördert. Idealerweise
könnten wir in 20 Jahren einen großen Teil
unseres benötigten Stroms vor Ort in Ein-
heiten aus Erneuerbaren Energien und
Kraftwärmekopplung erzeugen, die durch
intelligente Netze so gesteuert werden,
dass Erzeugung und Verbrauch in Einklang
sind. Der Atomausstieg ist eine große Ver-
antwortung, denn nun liegt es an uns
Deutschen, der Welt zu zeigen, dass es
möglich ist, das Ziel zu erreichen! �

Das Stromnetz der BürgerInnen
Ein Gespräch mit Ursula Sladek, Geschäftsführerin der Elektrizitätswerke Schönau

Die Elektrizitätswerke Schönau (EWS)
sind nach Tschernobyl 1986 aus einer
Bürgerinitiative entstanden. Als kurz nach
der Stromnetzübernahme 1998 die Libe-
ralisierung des Strommarktes kam, haben
die EWS Schönau als erster Energiever-
sorger atomstromlose und klimafreundli-
che Energie angeboten. Mittlerweile lie-
fern sie bundesweit. Der „Schönauer
Ökostrom“ besteht größtenteils aus öko-
logischen Stromproduktionsanlagen und
fördert über das Sonnencent-Programm
seine Stromkunden beim Bau ökologi-
scher Stromproduktion sowie bei
Energieeinsparung und -effizienz. Als ein-
ziger Stromanbieter garantieren die
EWS, dass die Erzeuger des EWS-Stroms
keine Beteiligungen von Atomkraftwerks-
betreibern oder deren Tochterunterneh-
men haben. 

Das Interview führte 
Grüne Blätter-Redaktionsmitglied
Christina Schindler.
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